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Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration 

 
 

Fachanweisung zur Aufgabenwahrnehmung der Bezirksämter nach dem 
Jugendschutzgesetz (JuSchG) 

 
 

Vom 1. Dezember 2022 
 

 

Diese Fachanweisung regelt die Aufgabenwahrnehmung der Bezirksämter nach dem JuSchG 

vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730; 2003 I S. 476), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 9. April 2021 (BGBl. I S. 742). Die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Fa-

milie und Integration (Sozialbehörde) ist Fachbehörde nach §§ 42 und 44 bis 46 Bezirksver-

waltungsgesetz. Oberste Landesbehörde und Oberste Landesjugendbehörde gemäß der An-

ordnung zur Durchführung des Jugendschutzgesetzes vom 3. Januar 2006 (Amtl. Anz. 2006, 

50, zuletzt geändert durch Artikel 61 der Anordnung vom 6. Oktober 2020 (Amtl. Anz. S. 2089, 

2098) ist die Behörde für Schule und Berufsbildung. 

 

Im Einvernehmen mit den Bezirksamtsleitungen unter Beteiligung der Bezirksaufsichtsbe-

hörde und der Behörde für Schule und Berufsbildung erlässt die Behörde für Arbeit, Gesund-

heit, Soziales, Familie und Integration folgende Fachanweisung:  

 

1.  Inhalt und Ziele 

 

Gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 5 Achtes Buch-Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – 

SGB VIII, hat jeder junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf 

Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-

gen Persönlichkeit. Auftrag der Jugendhilfe ist es somit, die Bedingungen des Aufwach-

sens und der sozialen Teilhabe so mitzugestalten, dass das Wohl junger Menschen 

geschützt ist, sie sozial gerechte Voraussetzungen vorfinden und ggf. die Unterstüt-

zung bekommen, die sie zur erfolgreichen Lebensbewältigung benötigen. Zur Errei-

chung dieser Zielsetzung ist es erforderlich, ein kinder- und familienfreundliches sozi-

ales Umfeld zu erhalten oder zu schaffen und Familien dabei in unterschiedlichen Le-

benslagen bei der Bewältigung ihrer Erziehungsaufgaben zu unterstützen. Diese Auf-

gabe beinhaltet einen vorbeugenden Charakter, da sich junge Menschen der Gefahren 

und Risiken des Alltags vielfach nicht ausreichend bewusst sind. Daraus leitet sich als 
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Auftrag der Jugendhilfe ab, Erziehungsberechtigte und alle erwachsenen Bezugsper-

sonen unterstützend in die Lage zu versetzen, jungen Menschen ein geschütztes Auf-

wachsen im Rahmen von positiven Lebensbedingungen zu ermöglichen. Das Jugend-

schutzgesetz (JuSchG) gibt unter anderem dabei den rechtlichen Rahmen vor, inner-

halb dessen ein aktiver Jugendschutz stattfinden kann.  

Aufgabe der für den Jugendschutz zuständigen Fachbehörden und der Bezirksämter 

ist es, über die vom Gesetzgeber vorgeschriebenen Schutzbestimmungen für Kinder 

und Jugendliche zu wachen, um sie so möglichst vor schädlichen Einflüssen zu schüt-

zen. Die Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen soll dabei ergänzend zu den 

Maßnahmen des erzieherischen Jugendschutzes und der Suchtprävention wirken.  

 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Kinder- und Jugendschutzmaßnahmen sind auf ihre 

Einhaltung hin zu überprüfen. Zielsetzung dieser Fachanweisung ist es, die vor Ort 

zuständigen Bezirksämter bei der Wahrnehmung ihrer Aufgabe zu unterstützen. Hier-

unter gehört es insbesondere Unternehmen, Gewerbetreibende und gesellschaftliche 

Institutionen dazu anzuhalten, wesentliche Gefährdungen (vor allem durch Alkohol, Ta-

bakwaren, E-Zigaretten und jugendgefährdende Veranstaltungen und entwicklungsbe-

einträchtigenden Medien) von Kindern und Jugendlichen fernzuhalten, um ihre Ent-

wicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

begünstigen.  

 

 

1.1.  Inhaltliche Schwerpunkte und Aufgabenwahrnehmung 

1.1.1. Grundlagen 

Die Einhaltung der Vorgaben des JuSchG ist (im Rahmen ihrer Kapazitäten) durch die 

Bezirksämter 

 

• im Zusammenhang mit Kontrollen nach lebensmittel- und gaststättenrechtlichen 

Vorschriften zu prüfen, wobei Verstöße entsprechend zu sanktionieren sind,  

• mit Hilfe von anlassbezogenen Testkäufen mit minderjährigen Auszubildenden und 

Anwärtern und Anwärterinnen des öffentlichen Dienstes der Freien und Hansestadt 

Hamburg zu prüfen und bei Verstößen entsprechend zu sanktionieren,  

• bei Entscheidungen über Anträge von Gewerbetreibenden und Veranstaltern zu 

beachten und 

• bei Beratung und anlassbezogener Information zu berücksichtigen.  

 

Darüber hinaus reagieren die Bezirksämter mit entsprechenden Maßnahmen nach 

Kenntnis von jugendgefährdenden Sachverhalten insbesondere aufgrund von 

 

• Erkenntnissen aus eigener Tätigkeit (nach lebensmittel-, gaststätten- sowie gewer-

berechtlichen und kinder- und jugendhilferechtlichen Vorschriften), 

• Mitteilungen der Polizei, 

• Mitteilungen der Behörde für Schule und Berufsbildung und der öffentlichen sowie 

privaten Schulen,  

• Mitteilungen der Sozialbehörde sowie 

• Hinweisen z.B. aus der Bevölkerung. 
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1.1.2. Maßnahmen nach §§ 7 und 8 JuSchG 

Mit Bekanntwerden von öffentlichen Veranstaltungen und bei einem begründeten 

Verdacht, dass von einem Gewerbebetrieb oder einer Veranstaltung eine Gefähr-

dung für das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder Jugendli-

chen ausgeht, prüft die für den Jugendschutz zuständige Dienststelle des Bezirk-

samts, inwieweit Auflagen nach § 7 JuSchG zu treffen sind.  

 

Hält sich ein Kind oder eine junge Person an einem Ort auf, an dem ihm oder ihr eine 

unmittelbare Gefahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl droht, so haben 

die für den Jugendschutz zuständigen Dienststellen der Bezirksämter die zur Abwehr 

der Gefahr erforderlichen Maßnahmen nach § 8 JuSchG zu treffen. 

 

1.1.2.1 Gefahrenabwehr nach § 7 JuSchG 

Die Vorschrift ist ein Auffangtatbestand für die Abwehr von Gefährdungen, die ein ge-

zieltes Vorgehen gegen Jugendgefährdungen bei Veranstaltungen und Gewerbebe-

trieben ermöglicht. Entscheidend ist nicht, ob sich junge Menschen zum Zeitpunkt der 

behördlichen Verfügung bereits in der Nähe der öffentlichen Veranstaltung bzw. in dem 

fraglichen Gewerbebetrieb aufhalten, sondern vielmehr, ob im Rahmen einer Gefah-

renprognose nicht ausschlossen werden kann, das Minderjährige in absehbarer Zeit 

an den genannten Orten aufhalten können. Grundlage der von den zuständigen Dienst-

stellen zu treffenden Gefahrenprognosen müssen ausreichend tatsächliche Anhalts-

punkte sein. Hierzu zählen Erfahrungen des täglichen Lebens, Erfahrungswissen von 

Polizeibeamten, Sozialarbeitern oder wissenschaftliche und technische Erkenntnisse.1  

 

Insbesondere die Konfrontation mit 

• gewalttätigen Handlungen oder mit realitätsnahen Darstellungen von Gewalt 

auch bei der Ausübung von Sportarten, in Ausstellungen oder bei Vorführungen 

(z.B. Mixed Martial Arts) 

• Spielen, die visuell simulierte, realistische Verletzungs- oder Tötungshandlun-

gen beinhalten ( eSport) 

• Spielen, die als futuristische indoor Fun-Sportart entwickelt wurden, bei der 

zwei oder mehr Spielerinnen und Spieler versuchen, verschiedene Aufgaben in 

einer Arena zu erfüllen (z.B. Paintball, Lasertag) oder 

• anderen verrohenden oder verstörenden Inhalten 

ist geeignet, solche Gefährdungen zu bewirken. Eine Gefährdung ist anzunehmen, 

wenn bei ungehindertem, objektiv zu erwartendem Geschehensablauf in absehbarer 

Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die körperliche Unversehrtheit, die psychi-

sche Konstitution oder das sozialethische Wertebild Minderjähriger Schaden nehmen 

kann. Die Gefahr muss nicht unmittelbar drohen, sondern es genügt, dass Kinder und 

                                                           
1 Vgl. Liesching & Schuster (2011) S. 57ff. 



 
 

4 
 

Jugendliche an den fraglichen Orten nach Kenntnis der Behörden einer solchen dau-

ernd oder zeitweise ausgesetzt sind. Subsumiert wird hierunter das Schutzziel des Kin-

der- und Jugendmedienschutzes nach § 10a Nummer 1 JuSchG, das auf dem Schutz 

vor insbesondere übermäßig ängstigender und Gewalt befürwortender Darstellung ab-

zielt. Der Begriff der Gefährdung in § 7 JuSchG kann mit dem Begriff der Jugendbe-

einträchtigung im Sinne des § 14 JuSchG gleichgesetzt werden, also dass die Entwick-

lung von Kindern und Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit beeinträchtigt wird. 

Hiervon kann ausgegangen werden, wenn durch die Konfrontation  

• die charakterliche, sittliche (einschl. religiöse) oder geistige Erziehung ge-

hemmt, gestört oder geschädigt wird oder sie zu falschen und abträglichen 

Lebenserwartungen verführt; 

• das seelische Wohl gefährdet wird, weil zum Beispiel:  

o die Nerven überreizt,  

o übermäßige Belastungen hervorgerufen werden,  

o die Phantasie über Gebühr erregt wird.  

 

Das Zusammentreffen mehrerer Gefahrenlagen der genannten oder anderer Fallgrup-

pen ist dabei besonders zu berücksichtigen. 

Die regional für den Jugendschutz zuständigen Dienststellen überprüfen bei begrün-

detem Verdacht bei einer Veranstaltung oder einem Gewerbebetrieb, ob von dort eine 

Beeinträchtigung hinsichtlich der Entwicklung oder Erziehung von Minderjährigen zu 

einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit ausgeht. Es ist 

dabei im Einzelfall abzuwägen, wie diese Gefahr etwa durch Altersbegrenzungen, Zeit-

begrenzungen oder andere Auflagen ausgeschlossen oder wesentlich gemindert wer-

den kann. Bei der gegebenenfalls zu treffenden Maßnahme ist der Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit zu beachten2. Im Einzelfall kann statt über eine Anordnung auch eine 

freiwillige Vereinbarung mit dem Veranstalter getroffen werden. Dies setzt allerdings 

voraus, dass im Fall der Nichteinhaltung die Vereinbarung Rechtsfolgen vorsieht, die 

den Maßnahmen nach § 7 JuSchG entsprechen (öffentlich-rechtlicher Vertrag) anstelle 

des Erlasses eines Verwaltungsaktes. 

 

Zur Unterstützung der für den Jugendschutz zuständigen Dienststellen vor Ort bei ihren 

Entscheidungen und zur Orientierung im Sinne einer Hamburg einheitlichen Einhaltung 

der Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) in Lasertag- und Paintballan-

lagen hat die Sozialbehörde hierfür die Fachanweisung Lasertag und Paintball erlas-

sen. 

                                                           
2 Möglich ist eine analoge Anwendung der beeinträchtigenden Gefährdungslage für die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen im Sinne der Prüfungskriterien der FSK für die Filmwirtschaft (vgl. § 18 Abs. 3 der FSK-
Grundsätze)  

https://www.bing.com/search?q=fachanweisung+lasertag-+und+paintballanlagen&cvid=5e3bba872c0a4c38bbac3a603b337b22&aqs=edge.3.69i59j0j69i57j69i59j0l2j69i60j69i65j69i61.5550j0j1&FORM=ANAB01&PC=U531
https://www.spio-fsk.de/media_content/422.pdf
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Zur Orientierung im Sinne eines bundesweit einheitlichen Jugendschutzstandards ha-

ben zudem die Obersten Landesjugendbehörden (OLJB) Praxishinweise zur Einhal-

tung der Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) bei öffentlichen eSport-

Veranstaltungen herausgegeben.  

Im Falle des § 7 JuSchG ist es ausreichend, dass von der Veranstaltung eine Gefahr 

ausgeht, ohne dass bereits eine junge Person unmittelbar davon betroffen ist. Bei Maß-

nahmen nach § 8 JuSchG muss hingegen eine unmittelbare Gefahr für eine oder meh-

rere minderjährige Personen vorliegen. 

 

1.1.2.2  Gefahrenabwehr nach § 8 JuSchG 

Der § 8 JuSchG ermöglicht es, an allen Orten einzugreifen, an denen jungen Menschen 

eine unmittelbare Gefahr für ihr körperliches, geistiges oder seelisches Wohl droht. Ob 

an einem Ort eine solche Gefahr droht, richtet sich nach der konkreten Situation im 

Einzelfall.  

So sind Minderjährige insbesondere vor dem Besuch von Orten zu schützen, an denen 

• Verstöße gegen Straf- oder Ordnungsvorschriften zulasten Minderjähriger oder  

• ihre Verleitung zu selbstschädigendem Verhalten etwa durch eine gesetzeswid-

rige Abgabe von Suchtmitteln oder die gesetzeswidrige Gelegenheit zur Teil-

nahme an Glücksspielen  

zu befürchten ist. Allgemein kann als Richtlinie gelten, dass Örtlichkeiten insbesondere 

dann jugendgefährdend sind, wenn dort negative Vorbilder für Einstellung, Verhalten 

und Lebensführung von jungen Menschen beobachtet und erprobt werden können. Die 

Gefährdung kann sich auf bestimmte Zeiten beschränken.3 

Halten Minderjährige sich an solchen Orten auf, ist zu prüfen, ob eine unmittelbare 

Gefahr gemäß § 8 JuSchG droht. An der Unmittelbarkeit der Gefahr wird es nicht schon 

fehlen, wenn sich die schadensbedrohende Einflussnahme nicht direkt auf den Minder-

jährigen, sondern erst über eventuelle Begleitpersonen auswirken kann. Unter den zu-

treffenden Maßnahmen zur Gefahrenabwehr haben solche den Vorrang, die zur Ab-

wehr der Gefahr angemessen sind und unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßig-

keit erforderlich sind. 4  

 

1.2. Verfolgung von Verstößen 

Die Ahndung der festgestellten Verstöße erfolgt durch das für den Gewerbetreibenden 

oder die Veranstaltung örtlich zuständige Bezirksamt. Als Orientierungshilfe bei der 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem JuSchG stellen die für die Jugendhilfe 

                                                           
3 Vgl. Gernert, W. (1998). S 108ff. nach Liesching & Schuster (2011) S. 62f 
4 Vgl. Liesching & Schuster (2011) S. 62f. 

https://www.bing.com/search?q=Rechtsauffassung+und+Praxishinweise+der+Obersten+Landesjugendbeh%C3%B6rden+zum+Jugendschutz+bei+%C3%B6ffentlichen+eSport-Veranstaltungen&cvid=9c68576f4c1345069a6157babb3dfaa1&aqs=edge.0.69i59.3541j0j1&FORM=ANAB01&PC=U531
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und die Durchführung des JuSchG zuständigen Fachbehörden den Bezirksämtern eine 

Empfehlung zur Erhebung von Bußgeldern zur Verfügung. 

 

 

1.3.  Zusammenarbeit 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bezirksämter arbeiten mit den weiteren Betei-

ligten für den Jugendschutz zusammen, um einen Informations- und Erfahrungsaus-

tausch zwischen allen am Jugendschutz Beteiligten zu gewährleisten. Im Rahmen die-

ser Zusammenarbeit werden die örtlich für den Jugendschutz zuständigen Kolleginnen 

und Kollegen der Polizei über erteilte Jugendschutzauflagen informiert. 

Zudem finden jährlich mindestens zwei Besprechungen zur Umsetzung des Jugend-

schutzgesetzes statt. Teilnehmer und Teilnehmerinnen sind Vertretungen der für die 

Anwendung des JuSchG zuständigen Stellen in der Sozialbehörde, der Behörde für 

Schule und Berufsbildung, der Behörde für Inneres und Sport sowie der Bezirksämter. 

Weitere Personen können aus fachlichen Gründen als Teilnehmende befristet oder auf 

Dauer eingeladen werden.  

Des Weiteren soll die Entwicklung und Planung von gemeinsamen (regionalen) Maß-

nahmen unter Einbeziehung der Fachstellen für Suchtprävention angeregt werden, um 

den Bekanntheitsgrad des Jugendschutzes bei den Gewerbetreibenden und ihrem 

Verkaufspersonal zu erhöhen und auf dessen Einhaltung hinzuwirken. 

 

Die Geschäftsführung für diese Besprechungen wird von der Sozialbehörde wahrge-

nommen.  

 

Bei Jugendschutzfragen, die den Bereich des Jugendmedienschutzes berühren, ist 

grundsätzlich das Jugendinformationszentrum der Behörde für Schule und Berufsbil-

dung zu beteiligen. 

 

 

2.  Berichtswesen 

Die Bezirksämter informieren die für den Jugendschutz als Fachbehörde zuständige 

Sozialbehörde einmal jährlich bis zum 1. März des Folgejahres unter anderem über die 

in ihrem Wirkungsbereich im Kalenderjahr festgestellte: 

• Anzahl festgestellter Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz; 

• Anzahl und Höhe der abgeschlossenen Bußgeldverfahren; 

• Anzahl erteilter Auflagen gemäß § 7 JuSchG. 

 

Die Feststellungen sind gemäß dem zwischen den beteiligten Parteien abgestimmten Er-

hebungsbogen von bezirklicher Seite aufzubereiten. Die Niederschriften der überregiona-

len Besprechungen sind Bestandteil des Berichtswesens 

 

 

 

 

 

https://www.bussgeldkatalog.net/wp-content/uploads/bussgeldtabellen-jugendschutzgesetz.pdf
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3.  Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Fachanweisung ersetzt die Globalrichtlinie “Durchführung des Jugendschutzge-

setzes (JuSchG)“ GR J 1/2015 vom 28. Juli 2015. Sie tritt am 1. Dezember 2022 in 

Kraft und am 30. November 2027 außer Kraft. 
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